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Schuldrecht

Ostsächsische Sparkasse muss Zinsen für Sparverträge 
anpassen
Das Oberlandesgericht Dresden hat mit Urteil vom 
22. März 2023 in einem Musterfeststellungsverfahren der 
Verbraucherzentrale Sachsen e. V. gegen die Ostsächsische 
Sparkasse entschieden, dass die Sparkasse verpflichtet ist, 
die Zinsanpassung für Sparverträge, die nicht über eine 
wirksame Regelung zur Anpassung des variablen Zinses ver­
fügen, auf der Grundlage der Zinsreihe der Deutschen Bun­
desbank für börsennotierte Bundeswertpapiere mit 8- 
bis 15-jähriger Restlaufzeit vorzunehmen, Az. 5 MK 1/22.
In dem Musterfeststellungsverfahren ging es um die Frage, 
wie variable Zinsreihen in Prämiensparverträgen für den 
Verbraucher transparent angepasst werden. Vertragliche Re­
gelungen, die allein auf Aushänge in den Kassenräumen 
verweisen, sind nicht wirksam. Die Verbraucherzentrale hat 
die Feststellung der tatsächlichen und rechtlichen Vorausset­
zungen für die Zinsberechnung bei formularmäßigen Prämi­
ensparverträgen der Ostsächsischen Sparkasse begehrt, die 
diese bzw. ihre Rechtsvorgängerinnen ab dem Jahr 1993 bis 
Juni 2010 angeboten hatten.
Der 5. Senat des OLG hat im Wege ergänzender Vertragsaus­
legung festgestellt, dass die Zinsberechnung auf der Grundla­
ge der Zinsreihe der Deutschen Bundesbank der »Umlaufs­
renditen inländischer Inhaberschuldverschreibungen/Börsen­
notierte Bundeswertpapiere/RLZ von über 8 bis 15 Jahren/
Monatswerte« (derzeitige  Kennung  BBSIS.M.I.UMR.RD. 
EUR.S1311.B.A604.R0815.R.A.A._Z._Z.A.,  vormals  WU 
9554) vorzunehmen sei. Die Vornahme dieser Zinsanpassung 
habe unter Wahrung des relativen Abstandes zwischen dem 
im jeweiligen Vertrag bezifferten Zinssatz und dem Referenz­
zinssatz  monatlich zu erfolgen.  Der vertragliche Anspruch 
von Verbrauchern hinsichtlich des Guthabens und der Zinsen 
aus den streitgegenständlichen Prämiensparverträgen entstehe 
frühestens ab dem Zeitpunkt der wirksamen Beendigung des 
jeweiligen Sparvertrages.
Quelle: Pressemitteilung des OLG Dresden Nr. 13/2023 vom 22. März 
2023

AGB-Recht

Sparkasse darf für Guthaben Entgelt erheben
Das Oberlandesgericht Dresden hat mit Urteil vom 
30. März 2023 im Verfahren der Verbraucherzentrale Sach­
sen e. V. gegen eine sächsische Sparkasse entschieden, dass 
die Sparkasse berechtigt ist, aufgrund einer Vereinbarung 
mit Kunden für die Verwahrung von Guthaben auf dem Gi­
rokonto von Verbrauchern ein Entgelt zu erheben, Az. 8 U 
1389/2.
In dem Verfahren ging es um die Frage, ob die Sparkasse 
mittels Allgemeiner Geschäftsbedingungen mit Verbrauchern 
vereinbaren kann, dass ihr für die Guthabenverwahrung auf 
dem  Girokonto  von  Verbrauchern  Entgelte  zustehen.  Die 
Sparkasse hatte während der Niedrigzinsphase im Jahr 2020 
eine solche Regelung in ihre vorformulierten Girokontover­
träge aufgenommen. Die Regelung galt nur bei Neuabschluss 
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eines Girovertrages oder bei einem Wechsel von einem Giro­
kontomodell zu einem anderen. Ab der Überschreitung eines 
Freibetrages von 5.000 EUR war ein Entgelt vorgesehen, das 
um 0,2 % höher war als der Zins, den die Banken selbst für 
die kurzzeitige Anlage bei der Europäischen Zentralbank zah­
len mussten. Die Europäische Zentralbank hatte diesen Zins 
zum damaligen Zeitpunkt mit 0,5 % festgelegt.
Der 8. Senat des OLG hat die landgerichtliche Entscheidung 
bestätigt, wonach die in Rede stehende Verwahrentgeltklau­
sel als eine von der Sparkasse verwendete Allgemeine Ge­
schäftsbedingung rechtlich nicht zu beanstanden sei. Bei der 
Verwahrung von Guthaben auf dem Girokonto handle es 
sich um eine Hauptleistungspflicht der Sparkasse aus dem 
Girokontovertrag. Dies bedeute, dass eine inhaltliche Über­
prüfung der Bepreisung dieser Hauptleistung durch die Ge­
richte nicht stattfinde. Im Übrigen sei die Klausel klar und 
transparent formuliert und für den Verbraucher nicht über­
raschend. Es bestehe im konkreten Fall auch keine Über­
schneidung mit erhobenen Kontoführungsgebühren.
Der 8. Senat hat die Revision zum BGH zugelassen.
Quelle: Pressemitteilung des OLG Dresden Nr. 15/2023 vom 30. März 
2023

Persönlichkeitsrecht

Kunstfreiheit vor Recht am eigenen Bild
Das OLG Dresden hat mit Urteil vom 4. April 2023 auf die 
Berufung der Beklagten eine einstweilige Verfügung des 
Landgerichts Görlitz abgeändert, mit der es dem Beklagten 
untersagt worden war, einen Linolschnitt der sorbischen 
Künstlerin Hanka Krawcec (1901-1990), der nach der Be­
hauptung des Senat ein Jugendporträt von ihr darstellt, auf 
T-Shirts in seinem Ladengeschäft und Webshop anzubieten, 
Az. 4 U 1486/22.
Nach Ansicht des 4. Senat habe die Klägerin in der eidesstatt­
lichen Versicherung hinreichend glaubhaft gemacht, dass der 
undatierte Linolschnitt nach ihrem Abbild geschaffen worden 
sei und sie trotz des Umstandes, dass die zugrunde liegende 
Bleistiftzeichnung aus dem Jahr 1960 stammte, von Freunden 
und Verwandten auch heute noch wiedererkannt werde. Hier­
durch werde sie in ihrem allgemeinen Persönlichkeitsrecht, das 
das Recht am eigenen Bild umfasse, betroffen. Da sie in diese 
Verbreitung nicht eingewilligt habe, seien die gegenseitigen 
Interessen der Beteiligten gegeneinander abzuwägen. Im Er­
gebnis seien die Interessen des Beklagten vorrangig, weil die 
Klägerin heute aufgrund dieses Linolschnitts nicht mehr damit 
rechnen müsse, auch in ihrem weiteren Umfeld erkannt zu 
werden, durch dieses Bildnis nicht herabgewürdigt werde und 
der  Beklagte  glaubhaft  gemacht  habe,  neben  seinen  wirt­
schaftlichen Interessen durch den Verkauf auch die Verbrei­
tung sorbischer Kunst zu fördern und hierfür einen Teil des 
Kaufpreises zu spenden. Zu seinen Gunsten streite daher auch 
die verfassungsrechtlich gewährleistete Kunstfreiheit. Das Ri­
siko, dass die Klägerin in einem unpassenden Zusammenhang 
mit ihrem Jugendbildnis konfrontiert werde, müsse in der Ge­
samtwürdigung dahinter zurückstehen.
Quelle: Pressemitteilung des OLG Dresden Nr. 17/2023 vom 4. April 2023

Informationsfreiheitsrecht

Kein Anspruch auf Informationszugang gegen 
Bundesjustizministerium in Ermittlungsverfahren
Das Bundesministerium der Justiz muss keinen Informati­
onszugang zu Unterlagen gewähren, die ein beim General­
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bundesanwalt geführtes strafrechtliches Ermittlungsverfah­
ren betreffen. Das hat das Bundesverwaltungsgericht in 
Leipzig mit Urteil vom 29. März 2023 entschieden, Az. 
BVerwG 10 C 6.21.
Der Kläger, ein eingetragener Verein zur Förderung der In­
formationsfreiheit, beantragte beim früheren Bundesministe­
rium der Justiz und für Verbraucherschutz den Informati­
onszugang zu einer Weisung des Bundesministeriums an den 
Generalbundesanwalt, zu dem gesamten Schriftverkehr in 
diesem Ermittlungsverfahren sowie zu den vom Bundesamt 
für Verfassungsschutz und dem Generalbundesanwalt hierzu 
gefertigten Gutachten. Das Bundesjustizministerium lehnte 
den Antrag unter Berufung auf vorrangige Regelungen der 
Strafprozessordnung über den Zugang zu amtlichen Infor­
mationen ab. Die Klage blieb vor dem VG Berlin sowie dem 
OVG Berlin-Brandenburg erfolglos.
Das Bundesverwaltungsgericht hat die Revision des Klä­
gers zurückgewiesen. Der Anwendungsbereich des Informa­
tionsfreiheitsgesetzes ist nicht eröffnet, weil er sich allein 
auf die materielle Verwaltungstätigkeit der Behörden und 
sonstigen Stellen des Bundes bezieht. Demgegenüber gehö­
ren die begehrten Informationen zum Tätigkeitsbereich des 
Bundesministeriums der Justiz als Aufsichtsbehörde hinsicht­
lich des Generalbundesanwalts als Organ der Rechtspflege. 
Das Bundesjustizministerium ist insoweit selbst als Organ 
der Rechtspflege tätig. Sämtliche begehrten Unterlagen zu 
den Ermittlungen und strafrechtlichen Bewertungen des zur 
Strafanzeige gebrachten Handelns bilden nach den Tatsa­
chenfeststellungen des Berufungsgerichts den Kern der straf­
rechtlichen Ermittlungen.
Quelle: Pressemitteilung des BVerwG Nr. 28/2023 vom 29. März 2023

Kein Anspruch auf Wiederbeschaffung von Unterlagen Helmut 
Kohls
Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat mit Urteil vom 
29. März 2023 entschieden, dass weder das Informations­
freiheitsgesetz noch das Bundesarchivgesetz einen Anspruch 
auf die Wiederbeschaffung bei einer Behörde im Antragszeit­
punkt nicht mehr vorhandener Unterlagen gewähren. Zu­
dem darf die Suche nach begehrten Informationen in äußerst 
umfangreichen Aktenbeständen ausnahmsweise unterblei­
ben, wenn sie die Wahrnehmung vorrangiger Sachaufgaben 
erheblich behindern würde, Az. 10 C 2.22.
Die Klägerin, eine Journalistin, begehrt vom Bundeskanzler­
amt unter Berufung auf das Informationsfreiheitsgesetz und 
das Bundesarchivgesetz Zugang zu sämtlichen amtlichen Un­
terlagen des ehemaligen Bundeskanzlers Helmut Kohl, die 
beim Bundeskanzleramt oder bei der Witwe Helmut Kohls 
vorhanden seien. Hilfsweise begehrt sie Zugang zu derar­
tigen Unterlagen aus dem Zeitraum 1982 bis Juni 1987, 
höchst hilfsweise zu derartigen Unterlagen zu den Themen 
deutsch-südamerikanische Beziehungen, Südamerika, Chile, 
Argentinien und Paraguay. Das Bundeskanzleramt gewährte 
Einsicht in insgesamt 45 bei ihm vorhandenen Unterlagen 
und lehnte den Antrag im Übrigen ab.
Die hierauf erhobene Klage auf Zugang zu sämtlichen be­
gehrten Unterlagen wies das VG Berlin ab. Das OVG Ber­
lin-Brandenburg hat die Berufung der Klägerin zurückgewie­
sen. Die nicht thematisch eingegrenzten Anträge seien nicht 
hinreichend bestimmt, weil sie nicht sinnvoll bearbeitet wer­
den könnten. Hinsichtlich der Unterlagen zu Südamerika sei 
der Anspruch nach erfolgter Stichwortsuche in sämtlichen 
Registraturen vollständig erfüllt. Die Beklagte habe hinrei­
chend dargelegt, dass eine händische Suche unzumutbar sei, 

weil dies die Durchsicht von über 9000 Aktenbänden vor­
aussetze. Die Klägerin habe auch keinen Anspruch auf Wie­
derbeschaffung weiterer Unterlagen, falls sich solche, was 
ungeklärt geblieben ist, im Besitz der Witwe Helmut Kohls 
befinden sollten.

Die Revision der Klägerin hatte keinen Erfolg. Zwar steht 
die Annahme, die Anträge der Klägerin seien zu unbe­
stimmt, nicht mit Bundesrecht in Einklang. Ein Informati­
onszugangsantrag muss erkennen lassen, auf welche Infor­
mationen er gerichtet ist. Das war hier der Fall. Insoweit er­
weist sich das Urteil des OVG aber aus anderen Gründen als 
richtig. Eine Behörde darf die Suche nach Informationen in 
einem äußerst umfangreichen Aktenbestand ausnahmsweise 
verweigern, wenn mit ihr ein unverhältnismäßiger Verwal­
tungsaufwand verbunden wäre. Dies ist zu bejahen, wenn 
die informationspflichtige Behörde bei der Wahrnehmung 
ihrer vorrangigen Sachaufgaben erheblich behindert würde. 
So liegt es, wenn Akten im Umfang mehrerer tausend Bände 
oder der gesamte über mehrere Jahre entstandene Aktenbe­
stand händisch durchsucht werden müssten. Im Einklang 
mit Bundesrecht hat das OVG einen Anspruch auf Wie­
derbeschaffung bei der Behörde im Antragszeitpunkt nicht 
mehr vorhandener Unterlagen abgelehnt. Das Informations­
freiheitsgesetz und das Bundesarchivgesetz gewähren ledig­
lich einen Anspruch auf Zugang zu Unterlagen, die bei An­
tragstellung bei der informationspflichtigen Stelle vorhanden 
sind.
Quelle: Pressemitteilung des BVerwG Nr. 29/2023 vom 29. März 2023

Beamtenrecht

Fürsorgepflicht erfordert bei geltend gemachtem Mobbing 
Gesamtschau von Einzelmaßnahmen
Ein Beamter kann Anspruch auf Schadensersatz gegen seinen 
Dienstherrn haben, wenn dieser seine Fürsorgepflicht da­
durch verletzt, dass er ein systematisches Anfeinden, Schika­
nieren oder Diskriminieren – insbesondere durch Vorgesetzte 
– zulässt. Ob dies der Fall ist, kann nur aufgrund einer Ge­
samtschau der in Rede stehenden Geschehnisse beurteilt 
werden. Das hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil 
vom 28. März 2023 entschieden, Az. BVerwG 2 C 6.21.

Die Klägerin stand bis zu ihrer Versetzung im Jahr 2017 als 
Stadtverwaltungsoberrätin (Besoldungsgruppe A 14 LBesO) 
im Dienst der beklagten Gemeinde; sie war seit 2007 mit der 
Leitung des Fachbereichs "Bürgerdienste, Recht und Ord­
nung“ betraut. Nach seiner Wiederwahl vom Mai 2014 ver­
fügte der Oberbürgermeister der Beklagten im Juli 2014 eine 
Neuorganisation des Verwaltungsaufbaus, die eine Reduzie­
rung der Fachbereiche von vier auf drei zur Folge hatte. Die 
Klägerin wurde auf die neu gebildete "Stabsstelle Recht“ 
umgesetzt. Die dortige Verwendung entsprach nach einem 
später ergangenen und rechtskräftig gewordenen Urteil des 
Verwaltungsgerichts nicht dem Anspruch auf amtsangemes­
sene Beschäftigung. Im Rahmen der Umsetzung wurde ihr 
ein Dienstzimmer im Dachgeschoss eines Seitentrakts des 
Rathauses zugewiesen. Aufgrund arbeitsschutzrechtlicher 
Bedenken gegen die ins Dachgeschoss führende „steile Trep­
pe“ wies die Beklagte den betroffenen Bediensteten im Juni 
2015 andere Dienstzimmer zu. Im Dezember 2015 stellte 
der Personalrat der Beklagten eine Pressemitteilung auf der 
Homepage ein, in der der Klägerin ua vorgeworfen wurde,
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sie habe sich über Monate bei voller Besoldung als Chefju­
ristin der Verwaltung in „Krankheit“ geflüchtet.
Die Klägerin sieht in diesen und weiteren Verhaltensweisen 
ein gezieltes Mobbing des Oberbürgermeisters, der ihr ge­
genüber auch offenbart habe, im Rahmen seines Wahlkamp­
fes im Frühjahr 2014 das Vertrauen in ihre Person verloren 
zu haben. Ihre auf Schadensersatz gerichtete Klage war vor 
dem VG Halle erfolgreich, wurde in der Berufungsinstanz 
von dem OVG Magdeburg indes abgewiesen. Auf die Revi­
sion der Klägerin hat das BVerwG die Sache an das OVG 
zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung zurück­
verwiesen.
Das Berufungsurteil verstößt gegen Bundesrecht, weil es von 
einem fehlerhaften rechtlichen Maßstab ausgeht. Die Beson­
derheit der als "Mobbing“ bezeichneten Rechtsverletzung 
liegt gerade darin, dass die Zusammenschau mehrerer Ein­
zelakte zur Annahme einer Fürsorgepflichtverletzung füh­
ren kann, auch wenn die jeweiligen Einzelmaßnahmen für 
sich betrachtet nicht zu beanstanden oder jedenfalls nicht 
von ausreichender Intensität sind. Diesen Maßstab hat das 
OVG nicht hinreichend beachtet und eine Gesamtschau der 
betrachteten Maßnahmen unterlassen. Darüber hinaus hat 
das Berufungsgericht den Beweisantrag zur Aufklärung der 
Frage, ob dem Oberbürgermeister der Inhalt der Pressemit­
teilung des Personalrats vorab bekannt war, fehlerhaft abge­
lehnt. Zudem beruht die Ablehnung des Beweisantrags, über 
die gesundheitlichen Auswirkungen der amtsunangemesse­
nen Beschäftigung der Klägerin ein Sachverständigengutach­
ten einzuholen, auf einem fehlerhaften Kausalitätsmaßstab.
Quelle: Pressemitteilung des BVerwG Nr. 24/2023 vom 28. März 2023

Landesverfassungsrecht

Organstreitverfahren wegen Verletzung des parlamentarischen 
Fragerechts erfolglos
Mit Beschluss vom 30. März 2023 hat das Landesverfas­
sungsgericht Mecklenburg-Vorpommern den Antrag eines 
Landtagsabgeordneten wegen Verletzung des parlamentari­
schen Fragerechts verworfen, Az. LVerfG 2/22.
Nachdem das Mitglied des Landtags Patrick Dahlemann als 
parlamentarischer Staatssekretär zum Chef der Staatskanzlei 
berufen worden ist, stellte der Antragsteller in diesem Zu­
sammenhang unter dem 13. Dezember 2021 eine kleine An­
frage beim Antragsgegner. Diese beantwortete der Minister 
für Inneres, Bau und Digitalisierung mit Schreiben vom 
17. Januar 2022. Mit dem vorliegenden Organstreitverfah­
ren rügt der Antragsteller die Verletzung seiner Rechte aus 
Art. 40 Abs. 1 S. 1 LV, in dem die Landesregierung seine klei­
ne Anfrage nicht vollständig beantwortet habe.
Das Gericht führt in seinem einstimmig gefassten Beschluss 
aus, dass der Antragsteller zwar antragsbefugt sei, ihm je­
doch das erforderliche Rechtsschutzbedürfnis fehle. Es sei 
zumindest im vorliegenden Fall der bestehenden Obliegen­
heit zur Konfrontation der Landesregierung vor Einleitung 
eines verfassungsgerichtlichen Verfahrens nicht nachgekom­
men. Bei etwaig unrichtig beantworteten parlamentarischen 
Fragen kann daher vom Antragsteller jedenfalls in den Fäl­
len, in denen sich die gegen die Beantwortung erhobenen Be­
denken auf die Vollständigkeit der Beantwortung erstrecken, 
gefordert werden, der Antragsgegnerin durch einen entspre­
chenden Hinweis zu ermöglichen, die Sach- und Rechtslage 
zu prüfen und die Antwort gegebenenfalls zu berichtigen 
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oder zu ergänzen. Eine solche Nachfrage sei im vorliegenden 
Fall geboten gewesen. Insbesondere hätte der Antragsteller 
durch eine Konfrontation der Antragsgegnerin vorprozes­
sual offenlegen müssen, inwieweit die formal umfassende 
Beantwortung seiner Kleinen Anfrage nach seiner Auffas­
sung unzureichend sei und ihn in seinen verfassungsmäßigen 
Rechten verletze. Dieser Obliegenheit zur Konfrontation sei 
der Antragsteller nicht nachgekommen.
Quelle: Pressemitteilung des LVerfG Mecklenburg-Vorpommern 
Nr. 3/2023 vom 30. März 2023

Kommunalrecht

Klagen gegen Oberbürgermeisterwahlen in Dresden und Zittau 
abgewiesen
Die Oberbürgermeisterwahlen aus dem Jahr 2022 in Dres­
den und in Zittau müssen nicht wiederholt werden. Die ge­
wählten Oberbürgermeister bleiben im Amt. Das hat das 
Verwaltungsgericht Dresden mit vier Urteilen vom 23. März 
2023 entschieden und die Klagen abgewiesen.
In den Verfahren Az. 7 K 1052/22, 7 K 1863/22 und 7 K 
1862/22 klagten Bürger gegen die OB-Wahl in der Landes­
hauptstadt Dresden vom Juli 2022. Die Kläger wandten sich 
einerseits bereits gegen die Zulassung des im zweiten Wahl­
gang erfolgreichen Bewerbers und Amtsinhabers Dirk Hil­
bert zur Wahl. Zudem ging es um die verspätete Versendung 
von Briefwahlunterlagen, die nach Auffassung der Kläger 
zur Ungültigkeit der Wahl hätte führen müssen. Während 
die 7. Kammer eine Klage bereits als unzulässig abwies, sah 
sie in den weiteren Verfahren zwar die Möglichkeit, dass es 
bei der Wahlaufstellung des Kandidaten Hilbert zu Fehlern 
gekommen sei. Die aufgetretenen Unregelmäßigkeiten hät­
ten jedoch nicht das hinreichende Gewicht gehabt, um eine 
Erklärung der Wahl für ungültig zu rechtfertigen. Soweit 
ein Kläger bemängelte, dass er die Briefwahlunterlagen zum 
zweiten Wahlgang erst nach der Wahl erhalten habe, sah das 
Gericht darin zwar einen Verstoß gegen wesentliche Verfah­
rensvorschriften an, der allerdings nicht das Wahlergebnis 
habe beeinflussen können. Die darüber hinaus erhobenen 
Einwände, dass es in einer Vielzahl von Fällen zu einer 
verspäteten Versendung von Wahlunterlagen gekommen sei, 
sahen die Kammer als nicht hinreichend substantiiert oder 
als verspätet an.
Im Verfahren 7 K 1593/22 um die Oberbürgermeisterwahl 
in Zittau 2022 wurde dem siegreichen Kandidaten und be­
reits vorherigem Amtsinhaber von einem unterlegenen Kon­
kurrenten Wahlmanipulation vorgeworfen. Er sei sechs Wo­
chen vor der Wahl auf Betreiben des Amtsinhabers als 2. 
Stellvertretender Bürgermeister abgewählt worden. Das Ge­
richt sah keine hinreichenden Anhaltspunkte für eine Wahl­
manipulation und wies auch diese Klage ab.
Quelle: Pressemitteilung des VG Dresden vom 23. März 2023

Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz

Hohenzollern verzichten
In den von Georg Friedrich Prinz von Preußen gegen das 
Ministerium der Finanzen des Landes Brandenburg geführ­
ten Verfahren vor dem Verwaltungsgericht Potsdam um 
Ausgleichsleistungen für Immobilien (VG 1 K 885/22) bzw. 
für sonstige Vermögenswerte (VG 1 K 1702/22) hat der Klä­
ger mit Schriftsatz seiner Prozessbevollmächtigten vom 
13. März 2023 jeweils den Rechtstreit für in der Hauptsa­
che erledigt erklärt.

n

n

Aktuell

NJ 5/2023 V



Einhergehend damit verzichtete er gegenüber dem Beklagten 
auf die Geltendmachung der in den Verfahren streitgegen­
ständlichen Ansprüche nach dem Ausgleichsleistungsgesetz 
und erklärte – wiederum gegenüber dem Beklagten – die 
in den Verfahren streitgegenständlichen Anträge für erledigt 
bzw. hilfsweise für zurückgenommen.
Diese Erklärungen werden dem beklagten Ministerium der 
Finanzen des Landes Brandenburg zur Stellungnahme zu­
geleitet. Sofern übereinstimmende Erledigungserklärungen 
auch des Beklagten zu beiden Verfahren vorliegen, werden 
die Verfahren eingestellt.
Quelle: Pressemitteilung des VG Potsdam Nr. 3/2023 vom 14. März 2023

Arbeitsrecht

Fristlose Kündigung und Annahmeverzug
Kündigt der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis fristlos, weil 
er meint, die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses sei ihm 
nicht zuzumuten, bietet aber gleichzeitig dem Arbeitnehmer 
„zur Vermeidung von Annahmeverzug“ die Weiterbeschäfti­
gung zu unveränderten Bedingungen während des Kündi­
gungsschutzprozesses an, verhält er sich widersprüchlich. In 
einem solchen Fall spricht eine tatsächliche Vermutung da­
für, dass das Beschäftigungsangebot nicht ernst gemeint ist. 
Diese Vermutung kann durch die Begründung der Kündi­
gung zur Gewissheit oder durch entsprechende Darlegungen 
des Arbeitgebers entkräftet werden. Dies hat das Bundesar­
beitsgericht mit Urteil 29. März 2023 entschieden, Az. 5 
AZR 255/22.
Der Kläger war seit dem 16. August 2018 bei der Beklagten 
als technischer Leiter beschäftigt und hat 5.250 EUR brutto 
monatlich verdient. Mit Schreiben vom 2. Dezember 2019 
sprach die Beklagte eine fristlose Änderungskündigung aus, 
mit der sie dem Kläger einen neuen Arbeitsvertrag als Soft­
wareentwickler gegen eine auf 3.750 EUR brutto monatlich 
verminderte Vergütung anbot. Weiter heißt es in dem Kündi­
gungsschreiben, „im Falle der Ablehnung der außerordentli­
chen Kündigung durch Sie (also im Falle, dass Sie von einem 
unaufgelösten Arbeitsverhältnis ausgehen) oder im Falle der 
Annahme des folgenden Angebots erwarten wir Sie am 
5.12.2019 spätestens um 12:00 Uhr MEZ zum Arbeitsan­
tritt“. Der Kläger lehnte das Änderungsangebot ab und er­
schien auch nicht zur Arbeit. Daraufhin kündigte die Be­
klagte mit Schreiben vom 14. Dezember 2019 das Arbeits­
verhältnis erneut und zwar „außerordentlich zum 
17.12.2019 um 12:00 Uhr MEZ“. Ferner wies sie darauf 
hin, „im Falle der Ablehnung dieser außerordentlichen Kün­
digung“ erwarte sie den Kläger „am 17.12.2019 spätestens 
um 12:00 Uhr MEZ zum Arbeitsantritt“. Dem leistete der 
Kläger nicht Folge. In dem von ihm anhängig gemachten 
Kündigungsschutzprozess wurde rechtskräftig festgestellt, 
dass beide Kündigungen das Arbeitsverhältnis der Parteien 
nicht aufgelöst haben.
Nachdem die Beklagte für den Monat Dezember 2019 nur 
noch eine Vergütung von 765,14 EUR brutto zahlte und der 
Kläger erst zum 1. April 2020 ein neues Arbeitsverhältnis 
begründen konnte, hat er Klage auf Vergütung wegen An­
nahmeverzugs erhoben, mit der er die Zahlung des arbeits­
vertraglich vereinbarten Gehalts abzüglich des erhaltenen 
Arbeitslosengeldes bis zum Antritt der neuen Beschäftigung 
verlangt. Er hat gemeint, die Beklagte habe sich im Streitzeit­
raum aufgrund ihrer unwirksamen Kündigungen im Annah­
meverzug befunden. Eine Weiterbeschäftigung bei der Be­
klagten zu geänderten oder auch den ursprünglichen Ar­
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beitsbedingungen sei ihm, sofern die Beklagte dies über­
haupt ernsthaft angeboten habe, nicht zuzumuten gewesen. 
Die Beklagte habe ihm zur Begründung ihrer fristlosen Kün­
digungen in umfangreichen Ausführungen zu Unrecht man­
nigfaches Fehlverhalten vorgeworfen und seine Person her­
abgewürdigt. Sie habe ihrerseits geltend gemacht, eine Wei­
terbeschäftigung des Klägers sei ihr unzumutbar. Dagegen 
hat die Beklagte gemeint, sie habe sich nicht im Annahme­
verzug befunden, weil der Kläger während des Kündigungs­
schutzprozesses nicht bei ihr weitergearbeitet habe. Der Klä­
ger sei selbst von der Zumutbarkeit der Weiterbeschäftigung 
ausgegangen, weil er im Kündigungsschutzprozess einen An­
trag auf vorläufige Weiterbeschäftigung gestellt habe.
Das Sächsische Landesarbeitsgericht hat die Klage abgewie­
sen. Es hat angenommen, der Kläger habe trotz der unwirk­
samen Kündigungen der Beklagten keinen Anspruch auf An­
nahmeverzugsvergütung, weil er das Angebot der Beklagten, 
während des Kündigungsschutzprozesses bei ihr weiterzuar­
beiten, nicht angenommen habe. Der Kläger sei deshalb 
nicht leistungswillig i. S. d. § 297 BGB gewesen.
Die vom Fünften Senat des Bundesarbeitsgerichts nachträg­
lich zugelassene Revision des Klägers war erfolgreich. Die 
Beklagte befand sich aufgrund ihrer unwirksamen fristlosen 
Kündigungen im Annahmeverzug, ohne dass es eines Ar­
beitsangebots des Klägers bedurft hätte. Weil die Beklagte 
selbst davon ausging, eine Weiterbeschäftigung des Klägers 
sei ihr nicht zuzumuten, spricht wegen ihres widersprüchli­
chen Verhaltens eine tatsächliche Vermutung dafür, dass sie 
dem Kläger kein ernstgemeintes Angebot zu einer Prozessbe­
schäftigung unterbreitete. Die abweichende Beurteilung 
durch das Landesarbeitsgericht beruht auf einer nur selekti­
ven Berücksichtigung des Parteivortrags und ist schon des­
halb nicht vertretbar. Darüber hinaus lässt die Ablehnung ei­
nes solchen „Angebots“ nicht auf einen fehlenden Leistungs­
willen des Klägers i. S. d. § 297 BGB schließen. Es käme le­
diglich in Betracht, dass er sich nach § 11 Nr. 2 KSchG bös­
willig unterlassenen Verdienst anrechnen lassen müsste. Das 
schied im Streitfall jedoch aus, weil dem Kläger aufgrund 
der gegen ihn im Rahmen der Kündigungen erhobenen Vor­
würfe und der Herabwürdigung seiner Person eine Prozess­
beschäftigung bei der Beklagten nicht zuzumuten war. Dem 
steht nicht entgegen, dass der Kläger im Kündigungsschutz­
prozess vorläufige Weiterbeschäftigung beantragt hat. Dieser 
Antrag war auf die Prozessbeschäftigung nach festgestellter 
Unwirksamkeit der Kündigungen gerichtet. Nur wenn der 
Kläger in einem solchen Fall die Weiterbeschäftigung abge­
lehnt hätte, hätte er sich seinerseits widersprüchlich verhal­
ten. Hier ging es indes um die Weiterbeschäftigung in der 
Zeit bis zur erstinstanzlichen Entscheidung. Es macht einen 
Unterschied, ob der Arbeitnehmer trotz der gegen ihn im 
Rahmen einer verhaltensbedingten Kündigung erhobenen 
(gravierenden) Vorwürfe weiterarbeiten soll oder er nach 
erstinstanzlichem Obsiegen im Kündigungsschutzprozess 
gleichsam „rehabilitiert“ in den Betrieb zurückkehren kann.
Quelle: Pressemitteilung des BAG Nr. 17/2023 vom 29. März 2023

Arbeitsrecht

Kündigung einer nicht geimpften medizinischen 
Fachangestellten verstößt nicht gegen Maßregelungsverbot
Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses einer nicht gegen 
das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpften medizinischen 
Fachangestellten zum Schutz von Patienten und der übrigen 
Belegschaft vor einer Infektion verstößt nicht gegen das 
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Maßregelungsverbot des § 612 a BGB. Dies hat das Bundes­
arbeitsgericht mit Urteil vom 30. März 2023 entschieden, 
Az. 2 AZR 309/22.
Die Klägerin arbeitete seit dem 1. Februar 2021 als medizi­
nische Fachangestellte bei der Beklagten, die ein Kranken­
haus betreibt. Die Klägerin wurde auf verschiedenen Statio­
nen in der Patientenversorgung eingesetzt. Sie war nicht be­
reit, sich einer Impfung gegen SARS-CoV-2 zu unterziehen 
und nahm entsprechende Impfangebote ihrer Arbeitgeberin 
nicht wahr. Die Beklagte kündigte das Arbeitsverhältnis in­
nerhalb der Wartezeit des § 1 Abs. 1 KSchG mit Schreiben 
vom 22. Juli 2021 ordentlich fristgemäß zum 31. August 
2021. Hiergegen hat sich die Klägerin mit ihrer Klage ge­
wandt und insbesondere geltend gemacht, die Kündigung 
verstoße gegen das Maßregelungsverbot des § 612 a BGB. 
Vor Wirksamwerden der ab dem 15. März 2022 geltenden 
Pflicht zur Vorlage eines Impf- oder Genesenennachweises 
für das Krankenhauspersonal (vgl. § 20 a IfSG) sei sie nicht 
zu einer Impfung verpflichtet gewesen. Das Landesarbeitsge­
richt hat die Klage abgewiesen.
Die Revision der Klägerin hatte vor dem Zweiten Senat des 
Bundesarbeitsgerichts keinen Erfolg. Das Berufungsgericht 
hat zutreffend angenommen, dass die Kündigung nicht ge­
gen das Maßregelungsverbot des § 612 a BGB verstößt. Es 
fehlt an der dafür erforderlichen Kausalität zwischen der 
Ausübung von Rechten durch den Arbeitnehmer und der be­
nachteiligenden Maßnahme des Arbeitgebers. Das wesentli­
che Motiv für die Kündigung war nicht die Weigerung der 
Klägerin, sich einer Impfung gegen SARS-CoV-2 zu unterzie­
hen, sondern der beabsichtigte Schutz der Krankenhauspati­
enten und der übrigen Belegschaft vor einer Infektion durch 
nicht geimpftes medizinisches Fachpersonal. Dabei ist es 
rechtlich ohne Bedeutung, dass die Kündigung vor Inkraft­
treten der gesetzlichen Impfpflicht erklärt worden ist. Auch 
unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten bestehen kei­
ne Bedenken an der Wirksamkeit der Kündigung.
Quelle: Pressemitteilung des BAG Nr. 18/23 vom 30. März 2023

Sozialrecht

Keine Unfallversicherung bei Schlägerei wegen zugeparkter 
Betriebseinfahrt
Kommt es während einer Betriebsfahrt zu einer gewaltsamen 
Auseinandersetzung mit einem anderen Verkehrsteilnehmer, 
weil dieser sich beleidigend verhält, stellen die daraus resul­
tierenden Verletzungen keinen Arbeitsunfall dar. Das hat das 
Sozialgericht Berlin mit Urteil vom 16. Februar 2023 ent­
schieden, Az. S 98 U 50/21.
Der 1978 geborene Kläger aus Berlin war als Bauleiter tätig. 
Im Februar 2020 kehrte er von einem beruflichen Termin 
zurück, als er die Einfahrt zu seinem Betrieb durch den LKW 
des Zeugen D. zugeparkt sah. Dieser fuhr trotz mehrfacher 
Aufforderung nicht beiseite. Der Kläger musste daraufhin 
sein Auto stehen lassen und das Betriebsgelände zu Fuß be­
treten. Als er kurze Zeit später wieder zu seinem Wagen 
zurückkam, um einen neuen betrieblichen Termin wahrzu­
nehmen, kam es zu einem Wortwechsel, bei dem der Zeuge 
den Kläger als „egoistisches Arschloch“ beschimpfte. Der 
Kläger, der im Begriff gewesen war in sein Auto zu steigen, 
schlug die Wagentür wieder zu und ging zu dem Zeugen, um 
„die Sache auszudiskutieren“. Im Verlauf des Streitgesprächs 
schlug der Zeuge dem Kläger ins Gesicht. Der Kläger muss­
te daraufhin wegen einer Mittelgesichtsfraktur operiert wer­
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den. Die beklagte Unfallversicherung erkannte den Vorfall 
nicht als Arbeitsunfall an.
Die 98. Kammer des SG hat die Klage nach mündlicher 
Verhandlung und Vernehmung des am Vorfall beteiligten 
Zeugen D. abgewiesen. Zwar habe sich der Kläger auf einem 
an sich versicherten Betriebsweg befunden, als er vom Be­
triebsgelände wieder zu seinem Auto ging. Er habe diesen 
Betriebsweg jedoch wiederverlassen, als er die Wagentür 
nach den Beleidigungen des Zeugen noch einmal schloss, um 
die Angelegenheit auszudiskutieren. Darin liege eine Zäsur. 
Ab diesem Moment habe das Handeln des Klägers privaten 
Zwecken gedient, nämlich dem Zur-Rede-Stellen des Zeu­
gen. Während dieser Unterbrechung des Betriebsweges habe 
kein Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversiche­
rung bestanden. In der obergerichtlichen Rechtsprechung 
sei anerkannt, dass insbesondere das Zurechtweisen ande­
rer Verkehrsteilnehmer auf dem Weg zur Arbeit oder auf 
Betriebswegen nicht der betrieblichen Tätigkeit diene und 
etwaige hieraus resultierende Verletzungen unabhängig vom 
Verschulden dem privaten Lebensbereich zuzurechnen seien.
Quelle: Pressemitteilung des SG Berlin vom 20. März 2023

Inlineskaterin bei Firmenlauf nicht gesetzlich unfallversichert
Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg hat mit Urteil 
vom 21. März 2023 entschieden, dass eine Arbeitnehmerin 
nicht als Beschäftigte unter dem Schutz der gesetzlichen Un­
fallversicherung steht, wenn sie bei einem sogenannten Fir­
menlauf stürzt und sich dabei verletzt, Az. L 3 U 66/21.
Die damals 45 Jahre alte Klägerin nahm im Mai 2019 als 
Inlineskaterin gemeinsam mit anderen Mitarbeitern ihres 
Unternehmens am Berliner Firmenlauf im Tiergarten teil. Bei 
dem Firmenlauf handelte es sich um eine von einem Berliner 
Sportverein organisierte Veranstaltung, die sportlich interes­
sierten Beschäftigten zahlreicher Unternehmen und Organi­
sationen, aber auch Freizeitteams und Nachbarschaftsteams 
offenstand. Nach dem sportlichen Teil erfolgte eine Sieger­
ehrung, im Anschluss bestand Gelegenheit, sich gemeinsam 
auf einer „Run-Party“ zu vergnügen. Die Klägerin kam nach 
dem Start auf der Skaterstrecke auf nassem Untergrund ins 
Rutschen, stürzte und brach sich das rechte Handgelenk. 
Die Unfallkasse lehnte es ab, diesen Vorfall als Arbeitsun­
fall anzuerkennen und für den entstandenen Schaden aufzu­
kommen. Es habe sich nicht um eine Betriebsveranstaltung 
gehandelt. Die hiergegen gerichtete Klage der Inlineskaterin 
blieb vor dem Sozialgericht Berlin ohne Erfolg.
Der 3. Senat des Landessozialgerichts hat die Entscheidung 
des Sozialgerichts Berlin nunmehr bestätigt. Der Unfall habe 
sich nicht bei einer Aktivität ereignet, die mit der Beschäfti­
gung in einem engen rechtlichen Zusammenhang stehe.
Zum einen liege kein Betriebssport vor, der eine gewisse 
Regelmäßigkeit und das Ziel gesundheitlichen Ausgleichs 
voraussetze. Der Firmenlauf finde nur einmal jährlich statt 
und habe, auch wenn es sich um keinen Hochleistungssport 
handele, den Charakter eines Wettstreits. Es würden die Zei­
ten gemessen und Sieger in allen Kategorien gekürt. Der Um­
stand, dass einige Beschäftigte vorher gelegentlich gemein­
sam trainiert und sich diese Gruppe unter einem einheitli­
chen Teamnamen zum Firmenlauf angemeldet habe, führe 
zu keiner anderen Beurteilung. Vielmehr habe es sich bei 
dieser Gruppe um einen privaten Kreis von Beschäftigten des 
Unternehmens gehandelt, die die Leidenschaft für das sport­
liche Hobby des Inlineskatens teile. Es habe sich bei dem 
Firmenlauf auch nicht um eine betriebliche Gemeinschafts­
veranstaltung gehandelt. Der Firmenlauf habe als Großver­
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anstaltung mit anschließender Party vielen anderen Unter­
nehmen und Einzelbewerbern offen gestanden und eher den 
Charakter eines Volksfestes gehabt. Außerdem habe nur ein 
ganz geringer, sportlich interessierter Teil der Mitarbeiter des 
Unternehmens der Klägerin an dem Firmenlauf teilgenom­
men. Ein spezielles Programm für den großen Teil der nicht­
laufenden Beschäftigten habe es nicht gegeben. Der Firmen­
lauf sei daher nicht geeignet gewesen, den betrieblichen Zu­
sammenhalt zu fördern. Der Umstand, dass im Betrieb für 
die Teilnahme am Firmenlauf geworben worden sei und der 
Arbeitgeber die Startgebühr übernommen und Lauf-Shirts 
mit dem Firmenlogo zur Verfügung gestellt habe, führe zu 
keiner abweichenden Bewertung.
Das Urteil ist nicht rechtskräftig. Die unterlegene Inlineska­
terin kann bei dem Bundessozialgericht die Zulassung der 
Revision beantragen.
Quelle: Pressemitteilung des LSG Berlin-Brandenburg vom 3. April 2023

Vergleich mit Sozialmieten erforderlich
Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg hat mit Urteil 
vom 30. März 2023 entschieden, dass bei der Beurteilung 
der Frage, in welcher Höhe Mietkosten von den Jobcentern 
zu übernehmen sind, ein Vergleich mit den Mieten für Sozi­
alwohnungen zu erfolgen hat. Mietpreise, die für nach dem 
Recht des sozialen Wohnungsbaus geförderte Wohnungen 
gezahlt werden, könnten nicht als unangemessen angesehen 
werden. Damit hat das Gericht der gegen ein Berliner Job­
center gerichteten Klage einer Empfängerin von Grundsiche­
rungsleistungen insoweit stattgegeben, Az. L 32 AS 1888/17.
Es ging um Zeiträume in den Jahren 2015/2016. Die allein­
lebende Frau verlangte die Übernahme der vollen Kosten für 
Miete und Heizung in Höhe von damals rund 640 EUR für 
ihre 90 m2 große Dreizimmerwohnung. Die Suche nach 
einer günstigeren Wohnung im angespannten Berliner Woh­
nungsmarkt sei aussichtslos gewesen. Das Jobcenter hatte 
insgesamt nur rund 480 EUR für angemessenen gehalten. 
Dabei bezog es sich auf die Ausführungsvorschriften der zu­
ständigen Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und So­
ziales, die die Grenze der Angemessenheit aus den durch­
schnittlichen Mietkosten ableitet, wie sie der Mietspiegel für 
Berlin für einfache Wohnlagen ausweist.
Der 32. Senat des LSG hält dieses Vorgehen für unzulässig. 
Die so berücksichtigten Wohnungen erfassten nur den 
durchschnittlichen Fall der Angemessenheit, nicht aber de­
ren „obere Grenze“. Zwar könnten Empfänger von Leistun­
gen der Jobcenter auf solche Wohnungen verwiesen werden, 
die lediglich einfache Bedürfnisse für eine sichere Unterkunft 
befriedigen. Wohnungen zum noch als angemessen angese­
henen Mietpreis müssten jedoch auch tatsächlich für Leis­
tungsberechtigte zur Verfügung stehen. Dies sei nicht der 
Fall und ergebe sich auch aus einer statistischen Auswertung 
des Wohnraumbedarfsberichts der Senatsverwaltung aus 
dem Jahr 2019. Demnach habe es in Berlin 76.000 Haushal­
te (darunter 33.000 Einpersonenhaushalte) gegeben, die 
Leistungen der Grundsicherung bezogen hätten, deren Miet­
kosten jedoch über den von den Jobcentern herangezogenen 
Grenzwerten gelegen hätten. Zugleich weise der genannte 
Bericht eine massive Angebotslücke von 345.000 Wohnun­
gen allein im Bereich der Wohnungen für Einpersonenhaus­
halte aus. In einer solchen Situation könne das Gericht kei­
nen Grenzwert bestimmen. Im vorliegenden Fall lasse sich 
bei einem Vergleich mit den Mieten für Sozialwohnungen, 
die gerade für Grundsicherungsempfänger als angemessener 
Wohnraum bereitgestellt werden sollen, feststellen, dass die 

Wohnung der Frau noch angemessen gewesen sei. Die nach 
der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (Urteil vom 
30. Januar 2019, Az. B 14 AS 24/18 R) ggf. als Höchstgren­
ze heranzuziehenden Werte (110 Prozent der Tabelle nach 
§ 12 Wohngeldgesetz) seien für Berliner Verhältnisse unge­
eignet, weil danach selbst viele Sozialwohnungen als unan­
gemessen teuer angesehen werden müssten.
Der 32. Senat hat wegen grundsätzlicher Bedeutung die Re­
vision zum Bundessozialgericht zugelassen.
Quelle: Pressemitteilung des LSG Berlin-Brandenburg vom 4. April 2023

VERANSTALTUNGEN

PEOPIL Fachkonferenz vom 15. – 16. Juni 2023 in 
Thessaloniki

Die Pan-European Organisation of Personal Injury Lawyers 
(PEOPIL) veranstaltet am 15. und 16. Juni 2023 in Thessa­
loniki eine Fachkonferenz über die Themenbereiche Arbeits- 
und Verkehrsunfälle im gesamteuropäischen Rahmen. Vor­
gesehen sind insbesondere Vorträge über Arbeitsunfälle auf 
Seeschiffen und Offshore-Anlagen und Unfälle von ausländi­
schen Wander-Arbeitnehmern. Die Präsenz-Veranstaltung 
findet in englischer Sprache statt, die Tagungsgebühr beträgt 
690 EUR für Mitglieder und 800 EUR für Nichtmitglieder. 
Informationen unter https://www.peopil.com/conferences/joi
nt-conference-of-the-occupational-health-and-rta-eegs/

PERSONALIA

Klaus Rövekamp ist neuer Präsident am Landgericht 
Dresden

Klaus Rövekamp wurde 1960 in Duisburg geboren. 1990 
trat er als Assessor in Landshut in den bayrischen Justiz­
dienst ein. 1991 erfolgte eine Abordnung an die Staatsan­
waltschaft Chemnitz und seine Ernennung Staatsanwalt auf 
Lebenszeit in Landshut. 1993 wurde Rövekamp an das 
Bundesministerium der Justiz abgeordnet. 1995 wechselte 
er an das Landgericht Duisburg. 1999 ging Rövekamp in 
den Justizdienst des Freistaates Sachsen, wo er zum Ober­
staatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft in Dresden ernannt 
wurde. 2006 wurde Klaus Rövekamp zum Leitenden Ober­
staatsanwalt befördert und an die Generalstaatsanwaltschaft 
Dresden versetzt. 2012 führte Klaus Rövekamp als Leiten­
der Oberstaatsanwalt die Staatsanwaltschaft Zwickau, 2016 
die Leitung der Staatsanwaltschaft Leipzig und 2018 die 
Leitung der Staatsanwaltschaft Dresden. Als Präsident des 
Landgerichts Dresden folgt Klaus Rövekamp Martin Uebele, 
der 2022 zum Generalstaatsanwalt des Freistaats ernannt 
wurde.
Quelle: Pressemitteilung des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz 
vom 27. März 2023

Vera Hoffmann ist neue Präsidentin der RAK Berlin

Die promovierte Rechtsanwältin Vera Hoffmann ist zur Prä­
sidentin der Rechtsanwaltskammer Berlin gewählt worden. 
Die ehemalige Vizepräsidentin der RAK will sich dem Fach­
kräftemangel im anwaltlichen Bereich widmen. Vera Hoff­
mann ist Fachanwältin für Strafrecht und für Miet- und 
Wohneigentumsrecht.
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